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iederaufschwung in Schlossrued
Das Unternehmen Erowa hat in Schlossrued im
Aargau den ehemaligen Herrschaftssitz gekauft
und plant Investitionen. Der Gemeindepräsident

v

erzeichnet schon jetzt einepositiveWende. 9

Drogenpolitik aus Sicht von Eltern

V

ertreter von Elternorganisationen begründen in
einem Streitgespräch ihre Positionen zu den dro-
genpolitischenAbstimmungsvorlagen. 11

Zweckentfremdete
Sozialversicherungen

Die Finanzkrise wird, soweit nicht schon ge-
schehen, bald auch die schweizerische Real-
wirtschaft in ihren Strudel reissen. In den USA
ist die Arbeitslosenquote bereits auf dem
höchsten Stand seit 1994, und hierzulande
rechnen die Konjunkturforscher mit mehre-
ren zehntausend zusätzlichen Stellenlosen im
nächsten Jahr. Der Schweizerische Gewerk-
schaftsbund nutzt die rezessive Stimmung und
die allgemeine Empörung über das UBS-
Management geschickt aus, um seine Volks-
initiative «für ein flexibles AHV-Alter» zu be-
werben: Die ungekürzte AHV-Rente ab 62
Jahren ermögliche allen, die kurz vor dem
ordentlichen Pensionierungsalter ihre Stelle
verlieren, einen würdigen Ausstieg aus dem
Berufsleben.

Leider ist dieses Medikament mit der Eti-
kette «Konjunkturpuffer» nur beschränkt
wirksam. Und es verursacht sozial- und wirt-
schaftspolitisch unerwünschte Nebenwirkun-
gen. Für eine grosse Mehrheit der 62- bis 64-
Jährigen reicht auch die volle AHV-Rente
nicht aus, um die Zeit bis zum ordentlichen
Rentenalter zu überbrücken. Sie müssten in
der zweiten Säule grosse Einbussen in Kauf
nehmen, welche der von der Initiative gefor-
derte Zustupf in der ersten Säule nicht aufwie-
gen kann; er würde im Vergleich zur heutigen
(gekürzten) AHV-Frührente wenige hundert
Franken pro Monat betragen. Die Betroffe-
nen in den unteren bis mittleren Einkommens-
gruppen würden nicht die AHV vorbeziehen,
sondern sich auf dem Arbeitsamt melden oder
allenfalls bei der IV. Im besten Fall finden sie
eine neue Stelle.

Von der Initiative profitieren würden vor
allem jene, die ohnehin die Mittel für eine
Frühpensionierung haben und sich ohnehin
dafür entschieden hätten. Sie erhielten bei
einem Ja am 30. November die volle AHV-
Rente ab 62 – mitfinanziert von jenen, die
einige Jahre länger arbeiten wollen oder müs-
sen. Für Personen mit sehr tiefen Einkommen,
die heute Ergänzungsleistungen zur gekürz-
ten AHV-Frührente beziehen, wäre die Initia-

Eidgenössische Volksabstimmung vom 30. November

Die Linke empfiehlt ihre AHV-Initiative als Konjunkturpuffer
Die Finanzkrise bringt Spannung in den Abstimmungskampf

Die Gewerkschaften versuchen aus
der Erosion auf den Finanzmärkten
politisches Kapital für ihre Initiative zu
schlagen: «Weniger Börse – mehr AHV»
steht auf einem Flugblatt. Ist die
Altersversicherung die Lösung für die
anstehenden wirtschaftlichen Probleme?

sig. Die Senkung des Rentenalters hatte bisher an
der Urne einen schweren Stand. Mit deutlichen
Mehrheiten lehnten Volk und Stände insgesamt
fünf Volksinitiativen mit dieser Stossrichtung ab.
Noch im Spätsommer schien es völlig unwahr-
scheinlich, dass der Souverän mit der AHV-Initia-
tive des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds
(SGB) anders verfahren könnte – bis die globalen
Finanzmärkte kollabierten, der Staat die UBS mit
68 Milliarden Franken stützte und das Staats-
sekretariat für Wirtschaft bis Ende 2009 über
40 000 zusätzliche Arbeitslose prognostizierte.

Gegenläufige Effekte
Mitte Oktober gaben im ersten SRG-Abstim-
mungsbarometer 52 Prozent der Befragten an, für
die Initiative stimmen zu wollen, welche die unge-
kürzte AHV-Rente ab 62 Jahren ermöglichen
würde. Obwohl die Zustimmung zu Volksinitiati-
ven im Laufe des Abstimmungskampf meistens
abnimmt und sich am Schluss oft in Ablehnung
umkehrt, spricht man in den gegnerischen Komi-
tees inzwischen von einer ernsthaften Gefahr,
dass eine Mischung aus Existenzängsten und
Empörung über die UBS-Stützung der Linken am
30. November zum Sieg verhelfen könnte. Wer
um seinen Arbeitsplatz bange, sei für finanzpoli-
tische Argumente oder demografische Szenarien
wenig zugänglich, sagt ein Kampagnenverant-
wortlicher.

Es ist aber auch denkbar, dass die Stimm-
berechtigten in der Krise erst recht haushälterisch
mit den AHV- und Steuergeldern umgehen. Die

Initiative würde nach Angaben des Bundesrats
Kosten von 1,5 Milliarden Franken pro Jahr ver-
ursachen – zusätzlich zur geplanten Refinanzie-
rung der Invalidenversicherung (1,5 Milliarden
Defizit, 12 Milliarden Schulden) und der Arbeits-
losenversicherung (Defizite bis 2 Milliarden Fran-
ken, 4,5 Milliarden Schulden).

Bollwerk gegen die Börsenwelt
«Die AHV hängt nicht an der Börse!», schreibt
der Gewerkschaftsbund. Weil die Erwerbstätigen
mit ihren Beiträgen direkt die Renten der Pensio-
nierten finanzieren, sei die AHV sicherer als die
berufliche Vorsorge, wo das Alterskapital inves-
tiert und der Rendite entsprechend verzinst wird.
Allerdings hat auch der AHV-Ausgleichsfonds
25 Milliarden Franken an den Finanz-, Immobi-
lien- und Rohstoffmärkten angelegt – mit einem
Aktienanteil von 35 Prozent. Die Beiträge von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern, die drei Vier-
tel der AHV-Einnahmen ausmachen, sind stark
konjunkturabhängig. Die Differenz zwischen
wirtschaftlich guten und schlechten Jahren be-
trug in jüngster Vergangenheit etwa 3 Milliarden
Franken, was rund 20 Prozent der Beitragssumme
entspricht. Zum Vergleich: Der Pictet-40-Index,
der das Portfolio von Pensionskassen mit mittle-
rer bis grösserer Risikobereitschaft abbildet, fiel
seit Beginn des katastrophalen Börsenjahrs 2008
um 17 Prozent.

Die Gewerkschaften bezeichnen ihre Initia-
tive als «Konjunkturpuffer». Die Absenkung des
Rentenalters würde bei einer Wachstumsverlang-
samung den Arbeitsmarkt und die Arbeitslosen-
versicherung entlasten. Der Chefökonom des Ge-
werkschaftsbunds, Daniel Lampart, erwartet im
Vergleich zu früheren Rezessionen eine stärkere
Zunahme der Arbeitslosigkeit, insbesondere weil
das Rentenalter und die Erwerbsquote der Frau-
en heute höher sind. Ungefähr 50 000 Personen
mehr als 2001 befänden sich heute auf dem
Arbeitsmarkt. Auch von der restriktiveren Zu-

sprache von Invalidenrenten seien vor allem mehr
ältere Arbeitslose und Ausgesteuerte zu erwar-
ten. Es habe keinen Sinn, dass solche Personen
gezwungen würden, sich für Stellen zu bewerben,
obwohl ihre Chancen gegen null tendierten.

Für die Gegner der Volksinitiative ist die Ab-
senkung des AHV-Alters das falsche Instrument,
um jenen zu helfen, die es nötig haben. Eine un-
gekürzte AHV-Rente reiche für die meisten Per-
sonen nicht, um die Zeit bis zum ordentlichen
Rentenalter zu überbrücken, ohne dass sie ihren
Lebensstandard beträchtlich senken müssten,
sagt Roland Müller, Ressortleiter Sozialpolitik
beim Arbeitgeberverband. Und für Besserverdie-
nende mit einem hohen Altersguthaben in der be-
ruflichen Vorsorge wiederum würde ein Zustupf
in der ersten Säule keinen grossen Unterschied
machen. Nur in ganz wenigen Fällen könnte die
volle AHV-Rente ab 62 tatsächlich eine gute
Lösung bei einem Arbeitsplatzverlust in diesem
Alter sein, so Müller. Gleichzeitig würden bei An-
nahme der Initiative aber einer grossen Zahl von
Gutverdienenden die Frührenten subventioniert.

Kein Geld für grosszügige BVG-Lösungen
In der sich anbahnenden Wirtschaftsflaute könn-
ten Restrukturierungen nicht mehr so einfach
über grosszügige Frühpensionierungen abgefe-
dert werden, sagt Roland Aeppli von der Kon-
junkturforschungsstelle der ETH Zürich. Vor
allem im Finanzsektor hätten die Pensionskassen
heute nicht die Mittel für solch generöse Ab-
gänge. SGB-Chefökonom Lampart teilt diese
Auffassung; er glaubt aber nicht, dass die Arbeit-
geber im grossen Stil in die Bresche springen und
die Schliessung der Beitragslücken finanzieren
würden. Für den Arbeitgeberverband ist nicht
sicher, dass auch in dieser Rezession vor allem
mittels Frühpensionierungen restrukturiert wird.
In vielen Unternehmen habe ein Kulturwandel
stattgefunden, Erfahrung werde heute wieder
höher gewichtet, sagt Müller.
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Die Uhrenindustrie als Stadtplanerin
La Chaux-de-Fonds und Le Locle öffnen ihr Innenleben

Couchepin in der Türkei

A
nkara, 9. Nov. (ap) Bundespräsident Pascal

Couchepin ist am Freitagabend vom türkischen
Präsidenten Abdullah Gül zu einem rund 20-mi-
nütigen Gespräch empfangen worden. Danach
fand ein offizielles Abendessen statt. Am Sams-
tagmorgen stellte der Gouverneur der Provinz
Nevsehir dem Bundespräsidenten die früher starkv

on Christen besiedelte Region vor. Am Sonntag
standen ein Treffen mit den lokalen Behörden in
Konya und der Besuch eines Jugendzentrums des
Uno-Entwicklungsprogramms auf dem Pro-
gramm. Für Montag ist ein erneutes Treffen mit
Gül und für Dienstag ein Gespräch mit Premier-
minister Recep Tayyip Erdogan vorgesehen.
tive ein Nullsummenspiel: Sie bekämen eine
etwas höhere AHV-Rente, dafür aber weniger
Ergänzungsleistungen. Diese wären in den
meisten Fällen aber immer noch nötig, um den
Existenzbedarf zu decken. Die Ergänzungs-
leistungen, und nicht die AHV, sind denn auch
geeignet, jene beim Übergang in den ordent-
lichen Ruhestand zu unterstützen, die es nötig
haben. Die vom Bundesrat vorgeschlagene
und vom Parlament bisher links liegengelas-
sene Vorruhestandsleistung zielt in diese
Richtung.

Jedes Sozialwerk hat seine spezifische
Funktionsweise, seine Stärken, seine Grenzen
und seinen Zweck. Die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit mit der Altersversicherung
wäre eine weitere unheilvolle Zweckentfrem-
dung. Die Invalidenversicherung hat in den
letzten Jahren auf ähnliche Weise 12 Milliar-
den Franken Schulden angehäuft, weil sie oft
freigebig lebenslange Leistungen gesprochen
hat, anstatt genau zu unterscheiden und indi-
viduell zu helfen. Auch die flächendeckende
Verteilung von AHV-Frührenten wäre teuer
und ineffizient, weil die Schicht der Besserver-
dienenden subventioniert und die Zielgruppe
verfehlt würde. sig.

VBS-Bericht erhöht Chancen
des Rüstungsprogramms

Einlenken der SVP erleichtert

Bern, 9. Nov. (sda) Ein Einlenken der SVP beim
Rüstungsprogramm wird wahrscheinlicher. Denn
das Verteidigungsdepartement erklärt in einem
Bericht, wie es die Probleme bei der Armee lösen
will. Davon hatte die SVP ihre Zustimmung zum
Rüstungsprogramm abhängig gemacht.

Das Rüstungsprogramm 2008 ist am Dienstag
Thema in der nationalrätlichen Sicherheitskom-
mission. SVP-Nationalrat und Kommissionsmit-
glied Toni Bortoluzzi bestätigte Medienberichte,
wonach das Departement für Verteidigung, Be-
völkerungsschutz und Sport der Kommission
einen Bericht zu Mängeln in der Armee zugestellt
habe. Der Bericht bestätige die Kritik der SVP
und führe auch aus, wie die Mängel behoben wer-
den sollten, sagte Bortoluzzi. Er vermisst indes
einen zeitlichen Rahmen für deren Behebung.
Den Entscheid über die Haltung der SVP zum
Rüstungsprogramm werde die Fraktion fällen.
Ursprünglich hatte die SVP ihre Zustimmung
auch von einem Rücktritt Bundesrat Samuel
Schmids abhängig gemacht.
Mit Fabrikbesuchen und Stadtbesichti-
gungen haben Le Locle und La Chaux-
de-Fonds den zweiten Denkmaltag der
Uhrenindustrie abgehalten. Als ausser-
gewöhnliche Stadtlandschaften bewerben
sie sich um Aufnahme ins Unesco-
Welterbe. Der Entscheid soll 2009 fallen.

gung herrscht, überall renoviert und gebaut wird
und neue Fabriken wie Pilze aus dem Boden
schiessen, besinnt man sich mit erneuertem Stolz
auf das gemeinsame Erbe einer einzigartigen
Industriekultur. Im kommenden Jahr wird die
Unesco entscheiden, ob La Chaux-de-Fonds und
Le Locle ins Unesco-Weltkulturerbe aufgenom-
men werden. Das Bewerbungsdossier ist einge-
reicht, und der erste von der Unesco ernannte

dem 17. Jahrhundert stammende Geschäfts- und
Wohnhaus der Uhrmacherdynastie DuBois sanft
restauriert und einer neuen Zweckbestimmung
zugeführt. In den Zimmern und Ateliers einer der
ältesten Uhrenmanufakturen der Schweiz bietet
sie jetzt gehobenes Bed and Breakfast an.

Architektur und Industrie
Im «Quartier des fabriques» von La Chaux-de-
bau. Le Locle, 8. November
Seit Jahrhunderten sind La Chaux-de-Fonds,

die «Métropole horlogère», und Le Locle, die
«Cité de la précision», auf Gedeih und Verderben
mit der Uhrenindustrie verbunden. Welch er-
staunliche Symbiose zwischen Stadtlandschaft
und Uhrmacherei entstanden ist, erlebten am ver-
gangenen Samstag Tausende von ortsansässigen
und herbeigereisten Besuchern anlässlich des
zweiten Denkmaltags der Uhrenindustrie. Neben
den Stadtverwaltungen hatten sich über 30 Mu-
seen, Bibliotheken und Uhrmacherschulen, vor
allem aber Manufakturen und Fabriken zu einer
Interessengemeinschaft zusammengeschlossen
und Führungen und Sonderveranstaltungen ange-
boten. Die Organisatoren beobachteten einen
sehr erfreulichen Publikumsandrang.

Vergessen sind die trüben Zeiten der letzten
Krise der Uhrenindustrie der 1970er und 1980er
Jahre. Jetzt, da auf den Jurahöhen Vollbeschäfti-
Experte hat seinen Augenschein abgeschlossen.

Pflege des Erbes
Man habe unwahrscheinliches Glück, ein solch
reiches Erbgut vor der Haustüre zu haben,
schwärmt François Thiébaud, der oberste Chef
der Tissot. Aber dieses «patrimoine» müsse wie
ein Garten gepflegt werden. Er ist mit dem guten
Beispiel vorangegangen und hat kürzlich einen
alten Fabrikteil in Le Locle renoviert. Unter dem
Giebeldach zeigt er den Besuchern den Raum, wo
das Firmenmuseum eingerichtet werden soll. Und
an der Fassade prangt aufgefrischt das altver-
traute verschnörkelte Firmenlogo der Weltmarke
Tissot. Weiter unten in der Stadt hat Céline
Jeanneret den Beruf als Versicherungsverkäufe-
rin an den Nagel gehängt und das stattliche, aus
Fonds erläutert der Denkmalpfleger der Stadt,
der Architekt Jean-Daniel Jeanneret, das Beson-
dere der aus dem 18. und 19. Jahrhundert stam-
menden Stadtlandschaft. In wildem Stilgemisch
stehen in unmittelbarer Nachbarschaft gradlinige,
lichtdurchflutete Fabrikgebäude, grosszügig an-
gelegte Mehrfamilienhäuser und verschnörkelte
Villen. In seiner Stadt habe man die Fabriken
nicht an die Peripherie gedrängt. Sie seien viel-
mehr Teil der täglichen Lebenswelt geworden,
sagt der Architekt. Er vergleicht La Chaux-de-
Fonds mit einem Bienenstock und die Bewohner
mit den Arbeitsbienen. Dieses pragmatisch ge-
wachsene, kaum bewusst geplante Stadt-Ensem-
ble gelte es zu erhalten und lebendig weiterzu-
gestalten, sagt Jeanneret, einer der feurigsten Be-
fürworter der Unesco-Kandidatur.
Die durch ihren rechteckigen Strassenraster bekann
sammen mit Le Locle um die Aufnahme ins Weltku
e Uhrenstadt La Chaux-de-Fonds bewirbt sich zu-
urerbe. SWISS-IMAGE
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